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1  
Begriff, Zielsetzung und Strategien der Standortpolitik 

 

Unter lokaler und regionaler Standortpolitik werden im allgemeinen solche 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen zusammengefasst, mit denen staatliche 
und nichtstaatliche Akteure sowohl auf der Ebene von Städten, Gemeinden 
und Kreisen als auch auf der Ebene von Ländern und Regionen versuchen, die 
Wachstums- und Beschäftigungsdynamik des Unternehmenssektors zu för-
dern (Meyer-Stamer 1999: 2). Zu den Zielsetzungen der Standortpolitik zählen 
zum einen die Attrahierung regionsexterner Unternehmen und zum anderen 
die Bestandspflege der orts- wie regionsansässigen Unternehmen, wobei letz-
teres die Bestandssicherung ebenso wie die Bestandserweiterung umfasst. Die 
Erreichung dieser Ziele kann sowohl durch eine Konzentration auf externe 
Entwicklungsfaktoren wie die Mobilität von Arbeit und Kapital oder die inter-
regionale Infrastrukturerschließung (mobilitätsorientierte Strategie) als auch 
die Nutzung regionsinterner Potenziale unter Berücksichtigung der lokalen 
und regionalen Eigenheiten (endogene Strategie) erfolgen. Dabei bewegt sich 
die Standortpolitik in einem spezifischen Spannungsverhältnis unterschiedli-
cher Anforderungen: Einerseits hat sie den Ansprüchen Rechnung zu tragen, 
an denen Unternehmen ihre Standortwahlentscheidungen ausrichten. Damit 
unterscheidet sich der hier verwendete Begriff von Standortpolitik, dem eine 
raumwirtschaftliche Perspektive zugrunde liegt, zugleich vom Begriff der be-
trieblichen Standortpolitik, verstanden als die Suche nach dem optimalen Ort 
für die Leistungserstellung eines Unternehmens. Andererseits muss sich 
Standortpolitik an externen Leitlinien orientieren, die sie selbst nur in engen 
Grenzen beeinflussen kann. Dies trifft etwa auf Vorgaben der Raumordnung 
sowie der Landes- und Regionalplanung zu (Graafen 2010: 97ff.). Dies gilt 
ebenso für die Regelungen der europäischen Beihilfenkontrolle, um einen fai-
ren Wettbewerb zwischen lokalen und regionalen Wirtschaftsstandorten zu 
gewährleisten (Oppitz 2010: 75ff.). 

Standortpolitik ist zudem mehr als kommunale Wirtschaftsförderung, wobei 
letztere alle gemeindlichen Maßnahmen umfasst, die unmittelbar für betriebli-
che Investitions- und Standortentscheidungen von Bedeutung sind. Als umfas-
sende Gestaltung und Koordination der räumlichen Entwicklung eines gesam-
ten Gebietes reicht die Standortpolitik über die räumlichen Grenzen einer 
einzelnen Kommune hinaus. Die damit verbundene Koordinationsaufgabe 
umfasst nicht nur die vertikale Abstimmung zwischen Städten, Gemeinden, 
Regionen, Ländern, Bund und EU zur Erreichung der genannten Ziele. 
Standortpolitik impliziert zudem auch eine zielgerichtete horizontale Abstim-
mung von Maßnahmen der Standortförderung zwischen verschiedenen Fach-
politiken (Wirtschaftsförderung, Technologie- und Infrastrukturpolitik, Ar-
beitsmarkt-, Bildungs- und Forschungspolitik), was sie zu einer Querschnitts-
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aufgabe macht (Maier/Tödtling/Trippl 2006: 143). Standortpolitik ist zugleich 
mehr als reine Industriepolitik, die ihrer Zielsetzung nach ebenfalls zur Schaf-
fung von Arbeitsplätzen und Wohlstand beitragen soll. Der wesentliche Unter-
schied liegt jedoch darin, dass Standortpolitik nicht allein auf die Stärkung in-
dustrieller Standorte begrenzt ist, sondern ebenso die Förderung von 
Unternehmen des Dienstleistungssektors beinhaltet (Meyer-Stamer 1999: 4). 
Zudem fällt – abweichend vom traditionellen Verständnis von Industriepolitik – 
staatlichen Akteuren keine dominierende Rolle zu, vielmehr kooperieren diese 
im Rahmen der Standortpolitik verstärkt mit gesellschaftlichen Akteuren (Un-
ternehmensverbände, Gewerkschaften, Wissenschaft etc.). 
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2  
Aktuelle Herausforderungen und Typen von Standortwettbe-
werb 

 

Im Zuge einer voranschreitenden Globalisierung des Wirtschaftens sehen sich 
Kommunen und Regionen einem verstärkten Wettbewerb als Standorten von 
Produktions- und Dienstleistungsunternehmen ausgesetzt. Zudem hat der vo-
ranschreitende technologische Fortschritt dazu beigetragen, dass wirtschaftli-
che Entwicklungsprozesse verstärkt in Richtung einer ausdifferenzierten In-
formations- und Wissensgesellschaft verlaufen, was bezogen auf Arbeits-
kräfte und Management von Unternehmen häufig ein hohes Maß an Mobili-
tät, Qualifikation und Flexibilität erfordert (Stimson/Stough/Brian 2006; Läpple 
2001). Diese grundlegenden Veränderungen tragen mit dazu bei, dass Kom-
munen und Regionen mehr denn je im Rahmen ihrer Standortpolitik genötigt 
sind, ihre Wettbewerbsfähigkeit bezüglich der Attrahierung von Unternehmen 
und (qualifizierten) Arbeitskräften zu steigern. Dabei geht die zunehmende 
Intensität des kommunalen Standortwettbewerbs mit einem wachsenden 
Ausmaß an Standortbewegungen von Unternehmen einher. Dazu zählen ne-
ben Unternehmensverlagerungen sowie Unternehmensneugründungen im In- 
und Ausland ebenso die Vielzahl „versteckter“ standortrelevanter Prozesse 
wie beispielsweise die Ausweitung und Schrumpfung bestehender Standorte 
(relativ zu anderen Standorten), die Gründung und Auflösung von Zweigstel-
len oder auch Bleibeentscheidungen von Unternehmen (sofern sie in der Al-
ternative zu möglichen Verlagerungen stehen). Auch muss in Zukunft auf-
grund verschiedener Veränderungen in der Wirtschaft, wie beispielsweise der 
Einführung von neuen Produktionskonzepten, der Internationalisierung von 
Vorleistungsverflechtungen, der Verkürzung von Produktlebenszyklen im In-
dustrie- wie im Dienstleistungssektor oder der zunehmenden Bedeutung des 
firmeninternen Flächenmanagements, mit einer noch stärker wachsenden Dy-
namik bei standortrelevanten Unternehmensentscheidungen gerechnet wer-
den. 

Für die Standortpolitik ist dabei von Bedeutung, dass in Anbetracht dieser 
Entwicklungstendenzen mehr denn je spezifische Vor- und Nachteile von 
Städten, Gemeinden, Kreisen und Regionen in der überwiegenden Zahl der 
Fälle für unternehmerische Standortbewegungen ausschlaggebend sind (Blu-
me 2012: 15ff.; Rosenfeld 2012: 3ff.). Firmen werden sich entsprechend für 
solche Standorte entscheiden, an denen sie ein leistungsfähiges Umfeld vor-
finden, das ihren jeweiligen Anforderungen genügt. Vor diesem Hintergrund 
lassen sich aus Sicht der Standortpolitik drei Typen von Standortwettbewerb 
unterscheiden (Meyer-Stamer 1999: 7ff.): Zum einen ist dies die Standortkon-
kurrenz zwischen Kommunen und Regionen, denen es nicht gelungen ist, 
spezifische Standortvorteile zu erzeugen. Sie sind lediglich durch allgemeine 
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Vorteile wie etwa hinreichend qualifizierte Arbeitskräfte, eine ausreichende 
Infrastruktur oder Gewerbeflächen ohne Altlasten gekennzeichnet. Solche 
Standorte sind vor allem für „alte“ Industrien mit bekannten Produkt- und 
Prozesskenntnissen geeignet, weil in solchen Industrien die Bedeutung kollek-
tiver Lernprozesse und des kontinuierlichen Informationsaustausches zwischen 
den Unternehmen und Kunden, Zulieferern, Banken, Ausbildungs- und For-
schungsinstituten etc. vergleichsweise gering ist. Davon zu unterscheiden ist 
die Konkurrenz zwischen Standorten mit spezifischen Vorteilen, deren Wett-
bewerbsfähigkeit auf der Mobilisierung lokaler und regionaler Ressourcen be-
ruht, die im Rahmen der Standortpolitik von ortsansässigen Unternehmen im 
Zusammenspiel mit kollektiven Aktivitäten etwa in Form der Einrichtung von 
Ausbildungs- und Beratungseinrichtungen durch Unternehmensverbände und 
staatliche Akteure bewirkt wird. Entsprechende Standorte sind vorrangig für 
„neue“ Industrien von Bedeutung, in denen ein großer Teil des benötigten 
Wissens nicht formalisiert und käuflich ist, sondern die Unternehmen auf-
grund eines hohen Innovationsdrucks auf kollektive Lernprozesse und die Un-
terstützung durch externe Institutionen angewiesen sind (Porter 1990). Für 
einen dritten Typ von Standortkonkurrenz ist schließlich charakteristisch, dass 
die davon betroffenen Kommunen und Regionen mit der Abwanderung bis-
heriger (alter) Industrien konfrontiert sind. Der Standortpolitik kommt hierbei 
die Aufgabe zu, den strukturellen Niedergang nicht allein den Marktkräften zu 
überlassen, sondern den notwendigen Strukturwandel aktiv zu gestalten. Im 
Zentrum steht dabei die Durchsetzung einer neuen Grundorientierung in der 
wirtschaftlichen Entwicklung einer Region gegenüber den Erhaltungsinteres-
sen der alten Industrien, wie dies beispielsweise im Ruhrgebiet in den zurück-
liegenden Jahren der Fall war. 

Die Unterscheidung verschiedener Typen von Standortwettbewerb macht 
deutlich, warum „die Einrichtung neuer Fabriken in der meistbietenden Kom-
mune, die manche Autoren für das vorherrschende Modell von Standortwahl, 
-politik und -konkurrenz halten, nur eine Erscheinung neben verschiedenen 
anderen ist“ (Meyer-Stamer 1999: 9). Für die Standortpolitik gilt vielmehr, 
dass selbst bei ungünstigen wirtschaftlichen Ausgangsbedingungen von 
Kommunen und Regionen handlungs-, lern- und strategiefähige Akteure dazu 
in der Lage sind, aus dem Globalisierungsprozess einen Nutzen zu ziehen. 
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3  
Theoretische Grundlagen der Standortpolitik 

 

Soweit Prozesses des Standortwettbewerbs aus der Perspektive klassischer 
Standorttheorien analysiert wurden, stand vor allem die unterschiedliche Kos-
tenwirksamkeit von Standorten im Zentrum der Betrachtung (Hoover 1948; 
Greenhunt 1956; Beckmann 1968; Smith 1971). Die Orte, an denen sich Be-
triebe ansiedeln, wurden aus räumlich beeinflussten Produktions- und Ver-
triebskosten abgeleitet, welche die Preise ihrer Produkte und damit ihre Wett-
bewerbsfähigkeit beeinflussten. So wurde etwa die Differenz zwischen Stadt 
und Land, zwischen stark und schwach verdichteten Räumen durch Kostendif-
ferenzen von Unternehmen erklärt. Die wichtigsten raumrelevanten Kosten-
einflussfaktoren waren dabei Beschaffungskosten von Rohmaterial, Kosten 
des Vertriebs und Kosten der Fertigung. Während Beschaffungs- und Ver-
triebskosten als von der Entfernung abhängig galten, wurden Fertigungskos-
ten als abhängig vom Grad der Verdichtung von Unternehmen der gleichen 
sowie vor- und nachgelagerten Produktionsstufen angesehen, die sich durch 
Ballung in einem begrenzten Raum gegenseitig befruchten (Agglomerations-
vorteile). Die räumliche Verteilung von wirtschaftlichen Aktivitäten kann dabei 
sich selbst verstärkenden Effekten unterliegen, weil die Agglomerationsvortei-
le – vor allem in Form wachsender Absatz- und Beschaffungsmärkte, die mit 
Kosten senkenden (positiven) Skaleneffekten einhergehen – mit jeder Verdich-
tungszunahme größer werden (Krugman 1991, Ottaviano/Puga 1998; 
Schmutzler 1999). 

Für die Gestaltung von lokaler und regionaler Standortpolitik lautet die implizi-
te Botschaft der klassischen Standorttheorien: Städte und Gemeinden können 
dann erfolgreich sein, wenn sie Unternehmen Standortfaktoren anbieten, die 
zu einer Kostensenkung führen. Dazu können etwa die schnelle Erreichbarkeit 
von Absatzmärkten, niedrige Grundstückspreise oder eine Agglomeration von 
Unternehmen beitragen. Der Fokus dieser Ansätze liegt damit auf den so ge-
nannten harten Standortfaktoren wie der Verkehrsinfrastruktur, der Höhe von 
lokalen Steuern und Abgaben, dem kommunalen Flächen- und Büroangebot, 
standortrelevanten Produktionsauflagen oder auch der Höhe von gewährten 
Fördermitteln. Entsprechend fallen auch die Politikempfehlungen für eine er-
folgreiche Ausgestaltung der Standortpolitik aus: Kommunen und Regionen 
können ihre Position im Standortwettbewerb dadurch behaupten oder sogar 
verbessern, indem sie Unternehmen durch niedrige kommunale Steuern und 
Abgaben, die Vergabe von Fördermitteln, durch Investitionen in die örtliche 
Verkehrsinfrastruktur oder auch die Bereitstellung von Büro- und Geschäfts-
räumen zu günstigen Kosten an den eigenen Standort binden. 

Die Sichtweise der klassischen Standorttheorien und der aus ihnen abgeleite-
ten Handlungsempfehlungen ist in den zurückliegenden Jahren zunehmend in 
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Frage gestellt worden (Döring/Aigner 2010; Döring/Aigner/Knappitsch 2010; 
Thießen 2005). Zum einen hat hierzu die schlichte Erfahrung beigetragen, 
dass – anders als von den klassischen Standorttheorien propagiert – die Bal-
lung von Unternehmen im Raum und – damit verbunden – lokales wie regio-
nales wirtschaftliches Wachstum dort am höchsten waren, wo Lebenshal-
tungs- und Bürokosten hoch, Flächenreserven gering, die Fördermittel kaum 
oder nicht gewährt wurden sowie die Belastungen durch kommunale Steuern 
und Abgaben vergleichsweise groß waren. Zu begründen versucht wird diese 
Erfahrung nicht zuletzt damit, dass moderne Volkswirtschaften sich immer 
mehr zu Dienstleistungs- und Wissensgesellschaften entwickeln, in denen 
vormals relevante Faktoren wie die Rohstoff- oder Absatzmarktorientierung 
von Unternehmen zunehmend an Bedeutung verlieren. Zum anderen haben 
Erkenntnisse aus den Bereichen der neuen Wachstumstheorie sowie der Regi-
onalökonomik zu einer veränderten ökonomischen Bewertung von Standort-
wettbewerb und relevanten Standortfaktoren geführt. Aus wachstumstheore-
tischer Sicht ist danach insbesondere in Industrieländern nicht die hinrei-
chende Ausstattung mit und Bereitstellung von Kapital und Arbeit für die 
erfolgreiche Entwicklung von Standorten entscheidend. Vielmehr wird der 
überwiegende Anteil eines dauerhaften wirtschaftlichen Wachstums auf den 
Produktionsfaktor „Wissen“ und ein damit verbundenes Innovationsverhalten 
zurückgeführt (Romer 1987; Lucas 1988). Untermauert wird diese Einsicht 
durch eine regionalökonomische Neuinterpretation der Agglomerationsvortei-
le, wonach die Ballung von Unternehmen im Raum in erster Linie ein die Pro-
duktivität steigernder Faktor ist. Dabei spielen weniger die direkten Produkti-
ons- und Vertriebskostenvorteile eine entscheidende Rolle als vielmehr positive 
Skaleneffekte, die durch wechselseitiges Lernen und „Wissen-Spillovers“ her-
vorgerufen werden (Döring/Schnellenbach 2006). Lernen und Innovationen 
bzw. die Fähigkeit von Unternehmen zur Hervorbringung von neuen Produk-
ten und Produktionsverfahren auf der Grundlage von Wissenszuwachs und 
räumlichem Wissensaustausch werden damit zu kritischen Erfolgsfaktoren für 
die regionale Wirtschaftsentwicklung. 
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4  
Relevanz verschiedener Standortfaktoren 

 

Der knappe Überblick zu den theoretischen Grundlagen der Standortpolitik 
führt zu zweierlei Schlussfolgerungen: Zum einen wird für entsprechende Pro-
zesse des Standortwettbewerbs aus Sicht der neueren Wachstums- und Regi-
onalökonomie nicht mehr die Erreichung von Kostendegressionseffekten als 
alleinige oder entscheidende Zielgröße angesehen. An deren Stelle tritt viel-
mehr das Erfordernis der Realisierung einer „wissensbasierten“ Lokal- und Re-
gionalentwicklung, die auf die Bewältigung des allgegenwärtigen Struktur-
wandels durch Steigerung der unternehmerischen Innovationsfähigkeit setzt. 
Damit einher geht eine Gewichtsverschiebung innerhalb der harten Standort-
faktoren von den eher statischen (Verkehrsinfrastruktur, lokale Steuern und 
Abgaben etc.) hin zu den als dynamisch bezeichneten Faktoren (Abbildung 1). 
Zu letzteren zählen beispielsweise die Verbesserung des Wissenstransfers zwi-
schen Unternehmen, Hochschulen und Forschungseinrichtungen vor Ort, die 
Schaffung innovativer Milieus und kooperativer Netzwerke ebenso wie die 
Anziehung hoch qualifizierter und kreativer Arbeitskräfte (vgl. Fritsch et al. 
1998). 

 

 
Abbildung 1: Relevanz von Standortfaktoren 

Quelle: Döring/Aigner (2010). 
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Zum anderen wird weichen Standortfaktoren eine zunehmend größere Rolle 
zugesprochen, welche für die Bildung von innovationsorientierten Netzwerk- 
und Milieustrukturen sowie die Leistungsfähigkeit von Unternehmen mit wis-
sensorientierten Arbeitsplätzen bedeutsam sind. Sie gelten als bestimmend für 
die Qualität eines Standortes und damit als entscheidend dafür, wo sich Un-
ternehmen ansiedeln und wo qualifizierte und kreative Arbeitskräfte ihre Leis-
tungen anbieten (Logan/Swanstrom 1990; Smilor/Wakelin 1990). Zu den wei-
chen Standortfaktoren zählen dabei einerseits unternehmensbezogene 
Faktoren wie die Effektivität und Effizienz der kommunalen Verwaltung, das 
Image von Stadt und Region ebenso wie das „Wirtschaftsklima“ vor Ort. Hier-
zu gerechnet werden andererseits aber auch personenbezogene Faktoren wie 
Wohnen und Wohnumfeld, die lokale Umweltqualität, der Freizeitwert und 
Reiz einer Stadt ebenso wie Quantität und Qualität von Kulturangeboten und 
sozialen Einrichtungen. Bezogen auf den kommunalen Standortwettbewerb 
resultierten aus dieser Sichtweise neue Möglichkeiten, aber auch neue Heraus-
forderungen. So verlieren die klassischen Instrumente der Standortpolitik rela-
tiv gesehen an Wirkungskraft, um unter den gewandelten Rahmenbedingun-
gen im Standortwettbewerb erfolgreich zu sein. Zugleich erhöht sich durch 
die zunehmende Pluralität an relevanten Standortfaktoren aber auch die Zahl 
der Wettbewerbsparameter, mit denen Kommunen und Regionen die eigene 
Attraktivität in Konkurrenz zu anderen Standorten steigern können. 
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5  
Ausgewählte empirische Untersuchungsergebnisse 

 

Empirische Studien für die USA und Europa, welche sich mit der Frage der 
Standortwahl von Unternehmen beschäftigen, legen nahe, dass harte Stand-
ortfaktoren (Flächenvorhaltung, Verkehrsinfrastruktur, Steuer- und Abgaben-
belastung etc.) für Unternehmen im Zuge von Standortwahlentscheidungen 
nach wie vor von Bedeutung sind (Love/Crompton 1999; Kinkel et al. 2007; 
Breinbauer et al. 2008). Erst wenn diese in angemessener Quantität und Qua-
lität vorliegen, gewinnen auch weiche Standortfaktoren (z.B. „Lebensquali-
tät“) für die unternehmerische Standortwahl an Relevanz. Ein differenziertes 
Bild zeigt sich hingegen bei einer alleinigen Betrachtung wissensintensiv pro-
duzierender und serviceorientierter Unternehmen. Erfolgt eine Verlagerung 
wissensintensiver Leistungen, wie dies beispielsweise für die Bereiche der In-
formationstechnologie oder unternehmensbezogener Dienstleistungen der Fall 
ist, so divergieren die Ziele und in weiterer Folge die Bedeutung von Standort-
faktoren im Vergleich zu Industrieunternehmen. Hierbei stellt der Zugang zu 
qualifiziertem Personal einen signifikanten Antriebsfaktor für Standortverlage-
rungen dar (Kinkel/Maloca 2008; Doh et al. 2009; Lewin et al. 2009). Auch 
werden Servicedienstleistungen häufig in Länder mit relativ hohen Lohnkosten 
verlagert (Bunyaratavej et al. 2007). Neben den Studien zu den Motiven der 
Standortwahl von Unternehmen hat darüber hinaus die von Ansätzen der 
neuen Wachstumstheorie sowie der Regionalökonomik betonte Relevanz ei-
ner wissensbasierten Lokal- und Regionalentwicklung zu einer Reihe von Un-
tersuchungen zum Zusammenhang der räumlichen Diffusion von Wissen, dem 
Innovationsverhalten von Unternehmen und der wirtschaftlichen Entwicklung 
von Regionen geführt. Dabei konnte gezeigt werden, dass Unterschiede im 
Wachstum wie in der Arbeitsproduktivität zwischen Standorten mittels Diver-
genzen in der Ausstattung mit Humankapital erklärt werden können (Mankiw 
et al. 1992; Martin 1999). Zu ähnlichen Ergebnissen kommen weitere Unter-
suchungen, die neben den bereits genannten Faktoren auch die Relevanz des 
Technologie- und Wissenstransfers zwischen Hochschulen, außeruniversitären 
Forschungsinstituten und Unternehmen in die Analyse einbeziehen (Ba-
dinger/Tondl 2005). 

Als für die lokale und regionale Standortpolitik ebenfalls bedeutsam muss der 
Befund gewertet werden, dass die wirtschaftliche Nutzung neuen Wissens in 
aller Regel räumlich begrenzt ist (Feldman/Audretsch 1996; Anselin et al. 
1997; Varga 1998; Franke 2002; Funke/Niebuhr 2000). Für Kommunen und 
Regionen bedeutet dies, dass Investitionen in eine wissensbasierte Standort-
entwicklung insofern lohnend erscheinen, wie die möglichen Erträge einer 
entsprechend ausgerichteten Standortpolitik vor allem den Akteuren vor Ort 
zugutekommen. Ein direkter Nachweis für die ebenfalls im Zusammenhang 
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mit dem Produktionsfaktor Wissen hervorgehobene Bedeutung von koopera-
tiven Netzwerken für eine positive Wirtschaftsentwicklung findet sich in jenen 
Studien, die bezogen auf den Erfolg von Industrieclustern der Vernetzung lo-
kaler Unternehmen eine Schlüsselrolle zusprechen (Piore/Sabel 1984; Maskell 
1992; Lazerson 1995; Gottardi 1996). Dabei wird auch an weniger wachs-
tumsstarken Standorten der Innovationserfolg ortsansässiger Unternehmen 
wesentlich durch die Einbindung in entsprechende Kooperationsnetzwerke 
bestimmt (Blume et al. 2001; Ragnitz et al. 2001). 

Die wachsende Bedeutung der weichen Standortfaktoren wurde – anders als 
die Überlegungen zum Produktionsfaktor Wissen – bislang kaum empirisch 
getestet. Eine Ausnahme bilden hier Studien zu Metropolregionen in den 
USA, die zeigen, dass wirtschaftliche Dynamik vor allem dort zu finden ist, wo 
sich „Hochqualifizierte“ und „Kreative“ niederlassen und wo sich in der Folge 
auch komplementäre Unternehmen ansiedeln (Stolarick 2005; Florida 2005; 
Florida 2002). Danach ist die Wahrscheinlichkeit, auf Industrien mit einem er-
heblichen Anteil an hoch qualifizierten Arbeitnehmern zu stoßen, umso hö-
her, je größer die Lebensqualität einzelner Standorte ausfällt. Orte mit hoher 
Lebensqualität, die sich in einem hochgradigen Wohn- und Freizeitwert, ei-
nem positiven sozialen Klima, einer hohen Attraktivität der Innenstadt, einer 
bürgerfreundlichen Verwaltung oder auch einer hinreichenden Ausstattung 
mit sozialen und kulturellen Einrichtungen ausdrückt, sorgen für eine ausge-
prägte Bindungswirkung. Untersuchungen zur Attraktivität deutscher Kom-
munen im Standortwettbewerb kommen darüber hinaus zu dem Ergebnis, 
dass all jene Kommunen ein positives Wirtschaftsklima aufweisen, die über 
eine effiziente sowie schnell und flexibel reagierende Verwaltung verfügen, 
die moderne Steuerungsinstrumente einsetzen (z.B. New Public Management, 
Stadtmarketing, Public-Private-Partnerships) und die durch eine funktionieren-
de regionale Vernetzung (Kooperation mit Verbänden, Kammern, Ausbil-
dungseinrichtungen etc.) gekennzeichnet sind (Blume 2006; Blume 2003). 
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6  
Implikationen für die Ausgestaltung der Standortpolitik 

 

Die theoretischen Überlegungen wie empirischen Befunde zur Relevanz der 
verschiedenen Standortfaktoren legen die Schlussfolgerung nahe, dass sich 
mittels traditioneller Maßnahmen der Standortpolitik (Liegenschaftspolitik, Be-
ratungstätigkeit, Steuer- und Abgabenpolitik, Investitionen in die unterneh-
mensnahe Infrastruktur etc.), die in mehr oder wenige ähnlicher Form allerorts 
zu finden sind, kaum noch Vorteile im Standortwettbewerb erreichen lassen. 
Um unter den gewandelten Rahmenbedingungen erfolgreich zu sein, bedarf 
es vielmehr einer Neuausrichtung der Standortpolitik (Blume 2012: 24f.; 
Hartmann 1994: 84ff.): Mit der wachsenden Bedeutung von „Wissen“ und 
„Humankapital“ für den Unternehmenserfolg, muss diesen Standortfaktoren 
mit Blick auf das endogene Potenzial einer Region auch im Rahmen der 
Standortpolitik insgesamt eine größere Bedeutung beigemessen werden. 
Kommt damit zum einen humankapital- und wissensorientierten Fördermaß-
nahmen ein höheres Gewicht zu, verschiebt sich zum anderen die Zielorientie-
rung der Standortpolitik von der Neuansiedlung von Unternehmen hin zur Be-
standspflege. Auch gilt es zunehmend Maßnahmen der Innovations- und 
Technologieförderung (Aufbau von Technologie- und Gründerzentren, Inten-
sivierung des Wissenstransfers zwischen Unternehmen und Forschungseinrich-
tungen, Ausbau und Stärkung von Netzwerken) zu praktizieren sowie den Fo-
kus von der harten auf die weiche Infrastrukturausstattung zu lenken, um 
hoch qualifiziertes Fachpersonal örtlich zu binden. Dies schließt ein Umsteuern 
der regionalen Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik unter der Zielsetzung 
mit ein, vermehrt wettbewerbsfähige Arbeitsplätze zu schaffen sowie die 
Qualifikation der lokal verfügbaren Arbeitskräfte zu steigern. Des Weiteren gilt 
es mit Blick auf die Ansiedlungspolitik, die häufig unspezifische Förderung 
durch einen gezielten Einsatz von Finanzhilfen und sonstigen Fördermaßnah-
men zu ersetzen, die sich an den bestehenden sektoralen Clustern orientiert, 
um auf diese Weise das endogene Entwicklungspotenzial einer Region zu 
stärken. 

Zudem erscheinen Veränderungen in der Organisationsstruktur der Standort-
politik erforderlich (Blume 2012: 26f.). Um das fachpolitische und finanzpoliti-
sche Handeln von Kommunen und Regionen besser auf die Wünsche der vor-
handenen wie der neu zu gewinnenden Unternehmen abzustimmen, ist im 
Unterschied zum traditionellen Nebeneinander verschiedener Fachpolitiken 
deren stärkere Vernetzung (Wirtschaftsförderungs-, Stadtentwicklungs-, Ver-
kehrs-, Kultur-, Arbeitsmarkt- und Umweltpolitik) unter einem gemeinsamen 
Leitbild der „Wirtschaftsfreundlichkeit“ erforderlich. Innerhalb der Standort-
politik besteht darüber hinaus ein Bedarf zu einem kleinräumig abgestimmten 
Verhalten, da in aller Regel nur größere Regionen, die sich mit ihrer jeweils 
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unterschiedlichen Ausstattung an harten und weichen Standortfaktoren als 
Einheit verstehen, über ein hinreichendes Potenzial zur Bildung von innovati-
ven Milieus und Netzwerken verfügen. Dies schließt eine sinnvolle Arbeitstei-
lung zwischen den regionalen Akteuren (Kammern, Verbänden, Kommunen, 
Ausbildungs- und Forschungs-einrichtungen etc.) mit ein. Unter dem Vorzei-
chen einer solch intensivierten Zusammenarbeit von öffentlichen und privaten 
Akteuren gelten dabei externe (privatrechtliche) Fördergesellschaften oder 
auch privat-öffentliche Kooperationen (Public-Private-Partnerships) gegenüber 
rein öffentlichen Organisationsformen der Standortpolitik als erfolgreicher, da 
mit ihnen sowohl schneller als auch flexibler auf die Erfordernisse von Unter-
nehmen reagiert werden kann. 
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